
Rechtliche Einordnung von 
Messunsicherheiten

Inhalte

1. Einführung ins Thema: Die Messunsicherheit bei der 
rechtlichen Auslegung von Gesetzen

2. Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe durch Werte

3. Rechtliche Bedeutung der Messunsicherheit

4. Der Umgang mit Messunsicherheiten im Gesetz

5. Beweislast: Wer trägt das Risiko für 
Messunsicherheiten?



1. Einführung ins Thema: Die Messunsicherheit 
bei der rechtlichen Auslegung von Gesetzen 

Umweltrechtliche Normen knüpfen häufig Rechtsfolgen an 
die Einhaltung oder Überschreitung von normierten 
Werten im jeweiligen Tatbestand, 

(Tatbestandsvoraussetzung, hier: Wert (+) Rechtsfolge)
 Bei Einhaltung von Schutz- und Vorsorgewerten ist eine 

immissionsschutzrechtliche Genehmigung zu erteilen.

 Bei Überschreitung von Prüf-/Maßnahmenwerte nach der 
BBodSchV sind einzelfallbezogenen Prüfungen/Maßnahmen nach 
dem BBodSchG erforderlich.

Bei Messunsicherheiten im Bereich des vorgegebenen 
Wertes ist die Erfüllung des Tatbestandes nicht mit 
aller Sicherheit festzustellen. 
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2. Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe
Unbestimmte Rechtsbegriffe finden sich im deutschen 
Recht in allen Rechtsbereichen, Beispiele:

Zivilrecht:

§ 138 Abs. 1 BGB: „Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten
verstößt, ist nichtig.“

§ 242 BGB: „Der Schuldner ist verpflichtet, die Leistung so zu bewirken, 

wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte es erfordern.“

Strafrecht:

§ 211 StGB: Mörder ist, wer aus Mordlust, … oder sonst aus niedrigen 
Beweggründen, heimtückisch oder grausam oder mit 
gemeingefährlichen Mitteln … einen Menschen tötet.

Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe

Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe erfolgt i.d.R. durch 
Auslegung nach juristischem Instrumentarium.

Auslegung einer Norm erfolgt nach:

 Wortlaut

 Systematik

 Historie

 Sinn und Zweck

Teilweise existiert in der Rechtsprechung ausgeprägte 
Kasuistik zu unbestimmten Rechtsbegriffen. 



Auslegung im technischen Umweltrecht
Auch das technische Umweltrecht ist geprägt durch eine 
Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe, z.B.

 BImSchR: „Schädliche Umwelteinwirkung“

 BodSchR: „Schädliche Bodenveränderung“

 WasserR: „Nachteilige Veränderung der 
Gewässereigenschaft“

Gesetzliche Begriffsdefinitionen sind z.B. ebenfalls voller 
unbestimmter Rechtsbegriffe, z.B: § 2 Abs. 3 BBodSchG: 
„Schädliche Bodenveränderungen im Sinne dieses Gesetzes sind 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen 
oder die Allgemeinheit herbeizuführen.“

Auslegung im technischen Umweltrecht

Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe im Umweltrecht 
bedarf häufig der naturwissenschaftlichen Bewertung, 
z.B.:

 Ab welcher Mengen oder Konzentrationen eines Stoffes 
liegt eine schädliche Umwelteinwirkung/schädliche 
Bodenveränderung/nachteilige Veränderung der 
Gewässerqualität vor?

 Ab wann ist Lärm eine Gefahr oder erhebliche 
Belästigung?  



Im technischen Umweltrecht werden unbestimmte 
Rechtsbegriffe durch Festlegung von Werten auf 
Grundlage naturwissenschaftlicher Bewertungen 
konkretisiert, z.B. 

 Vorsorge-/Gefahrenwerte in BImSchVen, TA Luft 

 Immissionsrichtwerte der TA Lärm

 Vorsorge-/ Prüf-/ Maßnahmenwerte nach BBodSchV

 Besorgniswerte nach TrinkwV

Auslegung im technischen Umweltrecht: Werte

Vorteile der Festlegung von Werten zur Auslegung 
unbestimmter Rechtsbegriffe:

 Rechtssicherheit

 einheitliche Beurteilungsmaßstäbe

 Berechenbarkeit staatlichen Handelns

 wenig Interpretationsaufwand

Auslegung im technischen Umweltrecht: Werte



Grundlagen der Festlegung von Werten
Festlegung  von Werten auf wissenschaftlicher Grundlage ist komplexe 
Entscheidung

Zu berücksichtigende Einflussfaktoren:

 Ergebnisse humantoxikologischer/ökotoxikologischer 
Untersuchungen 

 Welche Schadstoffe und Schadstoff-Eigenschaften müssen 
reguliert werden?

 Wie stark sind die Auswirkungen bei welcher Exposition?

 Vor welchen nachteiligen Effekten soll geschützt werden?

Grundlagen der Festlegung von Werten
 Welches Risiko ist akzeptabel?

 Welche Unsicherheiten bestehen bezüglich der Evidenz der 
Ergebnisse?

 Welche Verbesserungen sind „realistisch“ zu leisten? Ist die 
Einhaltung der Grenzwerte überhaupt machbar und wenn ja, zu 
welchen volkswirtschaftlichen Kosten? (Verhältnismäßigkeit)

Wissenschaftliche Ableitung des Wertes ist eine wichtige 
Voraussetzung der Rechtmäßigkeit eines Wertes. 

Die rechtsverbindliche Festlegung eines Wertes ist aber 
Ergebnis einer komplexen Entscheidung in der 
Normsetzung. Die Norm beschreibt daher nicht zwingend 
exakt die wissenschaftliche Wirkungsgrenze, sondern sorgt 
für Rechtsverbindlichkeit. 
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3. Rechtliche Bedeutung der Messunsicherheit

Umweltrechtliche Normen knüpfen Rechtsfolgen an die 
Einhaltung oder Überschreitung von normierten Werten, 
z.B.

 Anspruch auf Erteilung einer 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung

 Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis

 Möglichkeit nachträglicher Anordnungen bei bereits 
genehmigten Anlagen 

 Anordnung von Untersuchungen/Sanierungs-
maßnahmen nach dem Bodenschutzrecht



Aussagekraft von Messergebnissen bei der 
Tatbestandsermittlung

In der Praxis ist es nicht möglich, beliebig hohe 
Anforderungen an die Genauigkeit von Messwerten zu 
erfüllen. Jedes Messergebnis ist nur eine Annäherung an 
den wahren Wert und mit einer Unsicherheit behaftet.

Ursachen für Unsicherheiten:

- Unvollkommenheit der Messeinrichtung

- Unvollkommenheit des analytischen 
Verfahrens(Spezifität/Empfindlichkeit)

- Unvollkommenheit der Probenahme (z.B. Heterogenität 
des Bodens)

Unsichere Tatbestandserfüllung bei 
Messunsicherheiten
 Einschränkung der Belastbarkeit einer Aussage zur 

Einhaltung/Unterschreitung/Überschreitung von Werten 
durch Messunsicherheit, soweit sie im rechtlich 
relevanten Bereich um den normierten Wert  liegt. 

 Je größer die Messunsicherheit, desto größer der 
Bereich rechtlicher Unsicherheit bei der 
Tatbestandsbewertung.



Rechtliche Bedeutung der Messunsicherheit 

Rechtsgrundsatz „ultra posse nemo obligatur“ (Über das 
Können hinaus wird niemand verpflichtet), z.B. § 275 BGB.

Messunsicherheit ist nicht nur tatsächlich, sondern 
auch rechtlich hinzunehmen. 

Aber:
Zur Beurteilung eines Messwertes im Hinblick auf die 
Erfüllung eines rechtlichen Tatbestandes ist die Angabe der 
Messunsicherheit erforderlich (Identifikation und 
Dokumentation im Prüfbericht).

Qualitätssicherung der Messungen, 
Identifikation Dokumentation von 
Messunsicherheiten

Rechtssichere Beurteilung eines Tatbestandes über 
rechtlich vorgegebene Werte hängt ab von

 (größtmöglicher) Belastbarkeit der Messergebnisse

Qualitätssicherung hinsichtlich Präzision und 
Richtigkeit der Untersuchungsergebnisse

 Einschätzbarkeit der Aussagekraft von 
Messergebnissen

Beurteilung und Dokumentation der 
Messunsicherheit
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4. Der Umgang mit Messunsicherheiten im 
Gesetz

Vorschriften zur Reduzierung von 
Messunsicherheiten (im weiteren Sinne)

 Vorgaben zum Verfahren, definierte 
Untersuchungsbedingungen 

 Anforderungen an Probenehmer

 Vorgegebene Mehrzahl von Messungen



Vorgaben zum Verfahren

Anforderungen an Präzision und Richtigkeit von Verfahren, 
z.B.:

 Anforderungen an Probenahmen und Analysefahren 
nach Anhang 1 zur geltenden BBodSchV
(zusätzlich Pflicht zur Angabe verbleibender Messunsicherheit, aber keine 
Angabe zur Berücksichtigung verbleibender Messunsicherheiten)

 Vorgeschriebene Untersuchungsverfahren für bestimmte 
mikrobiologische Parameter bei der 
Trinkwasseruntersuchung nach § 15 Abs.1 TrinkwV nach 
DIN EN ISO – Normen.

Vorgaben zum Verfahren

 Allgemeine Anforderung an das Analyseverfahren nach 
Anlage 5 zur TrinkwV:
„Analyseverfahren muss mindestens geeignet sein, dem Grenzwert des 

Parameters entsprechende Konzentrationen mit in Tabelle spezifizierten 

Messunsicherheiten zu messen“ (gekürzt durch Verf.) …

„Die Messunsicherheit in Prozent ist ein nicht negativer Parameter, der die 

Streuung derjenigen Werte beschreibt, die der Messgröße auf der Basis der 

verwendeten Informationen zugeordnet werden. Der Verfahrenskennwert 

der Messunsicherheit  ist der Prozentsatz des Grenzwertes in der Tabelle 

oder besser. Die Messunsicherheit wird auf der Ebene des Grenzwertes 

geschätzt, wenn nicht anders angegeben. Tabelle:

Laufende Nr. Parameter Messunsicherheit Bemerkungen“

in %des Grenzwertes
… … … …



Anforderungen an Probenehmer

Vorgaben zur Fachkunde und Akkreditierung, z.B. Anhang 
4 Nr. 1 DepV:

„Die Probenuntersuchungen sind von unabhängigen nach DIN EN 
ISO/IEC 17025, Ausgabe August 2005, 2. Berichtigung Mai 2007, 
Allgemeine Anforderungen an die Kompetenz von Prüf- und 
Kalibrierlaboratorien; akkreditierten Untersuchungsstellen 
durchzuführen.“

Vorgegebene Mehrzahl von Messungen

 LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei 
Windkraftanlagen (WKA) Nr. 1.2.c) 
Anforderungen an die Immissionsprognose:

„Es liegen mindestens drei Vermessungen vor, 
über die ein zusammenfassender Bericht gemäß 
FGW TR1 (Anhang D) [1] erstellt wurde. Neben dem 
Schallleistungspegel des Anlagentyps kann diesem 
Bericht der Wert für die Serienstreuung entnommen 
werden.“ 



Der Umgang mit Messunsicherheiten im Gesetz

Vorschriften zum Umgang mit Messunsicherheiten

 „Einpreisung“ in die festgelegten Werte

 Auf- oder Abschläge für Messunsicherheiten

 Rundungsregelungen

 Pflicht zur Angabe von Messunsicherheiten

„Einpreisung“ in die festgelegten Werte

Berücksichtigung der Messunsicherheit bereits in der 
rechtlichen Festlegung der Werte (einbezogener Abschlag 
oder Zuschlag für Messunsicherheit), z.B.:

 § 6 Abs. 2 AbwV: „…Die in den Anhängen festgelegten 

Werte berücksichtigen die Messunsicherheiten der 

Analysen- und Probeverfahren.“

(aber keine Anforderung an max. Messunsicherheit)

 TrinkwasserV Anlage 1 u.a.: „Die festgelegten Werte 

berücksichtigen die Messunsicherheiten der Analyse-

und Probennahmeverfahren.“



Auf- oder Abschläge für Messunsicherheiten

 TA Luft Nummer 5.3.2.4 (Kabinettbeschluss vom 23.06.2021): 
„Im Falle von erstmaligen Messungen nach Errichtung,… 
oder Messungen aus besonderem Anlass ist die in einem 
Genehmigungsbescheid festgelegte Emissionsbegrenzung 
jedenfalls dann überschritten, wenn das Ergebnis einer 
Einzelmessung abzüglich der Messunsicherheit die 
Emissionsbegrenzung übersteigt. 
Die im Genehmigungsbescheid festgelegte Anforderung ist 
sicher eingehalten, wenn das Ergebnis jeder 
Einzelmessung zuzüglich der Messunsicherheit die 
festgelegte Emissionsbegrenzung nicht überschreitet.“ 

Auf- oder Abschläge für Messunsicherheiten

 TA Luft Nummer 5.3.2.4 nach Kabinettbeschluss vom 
23.06.2021: 
5.3.2.4, letzter Satz :
„Ergibt die Prüfung nach Absatz 4, dass die Anforderungen 
an das Messverfahren eingehalten sind, so ist die 
Messunsicherheit zugunsten des Betreibers zu 
berücksichtigen.“

 TA Lärm Nr. 6.9: Messabschlag von 3 db(A) bei 
Überwachungsmessungen



Beurteilung von Werten durch Rundung

 Rundungsregelung Nr. 2.9 TA Luft:
„Wenn Zahlenwerte zur Beurteilung von Immissionen oder 
Emissionen  (z.B. Immissionswerte, Zusatzbelastungswerte, 
Irrelevanzwerte, Emissionswerte) zu überprüfen sind, sind die 
entsprechenden Mess- und Rechengrößen mit einer Dezimalstelle 
mehr als der Zahlenwert zur Beurteilung zu ermitteln. Das 
Endergebnis ist in der letzten Dezimalstelle nach Nummer 4.5.1 der 
DIN 1333 (Ausgabe Februar 1992) zu runden sowie in der gleichen 
Einheit und mit der geleichen Stellenzahl wie der Zahlenwert 
anzugeben.“

(Hintergrund: Es soll keine Präzision des Wertes vorgetäuscht 
werden, die aufgrund der Messunsicherheit tatsächlich nicht 
besteht.)

Pflicht zur Angabe von Messunsicherheiten

 Pflicht zur Angabe von Messunsicherheiten, z.B.:

Anhang 1 zur geltenden BBodSchV, Nr. 4.2 letzter Satz:

„Für das Analysenergebnis ist eine Meßunsicherheit

gemäß DIN 1319-3: 05.96 und/oder DIN 1319-4:12:85 
anzugeben.“

 Anlage 3 Teil 3 Nr.3 Anm.2 zur TrinkwV

„Messunsicherheiten sind zu berechnen und zu 

dokumentieren. Zusätzlich kann der Vertrauensbereich 
ausgewiesen werden, wobei dieser mit der Wahrscheinlichkeit 
1 – y von 95 Prozent festzulegen ist.“



Akkreditierte Labore nach DIN EN ISO/IEC 17025

Akkreditierte Labore nach DIN EN ISO/IEC 17025 haben

Pflicht zur Angabe von Messunsicherheitsangaben bei 
Messwerten in der Nähe von Grenzwerten.
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5. Beweislast

Beweislast folgt im Zivilrecht und im öffentlichen Recht dem 

„Günstigkeitsprinzip“:*

Danach trägt grds. jeder den Rechtsnachteil für die 
Nichterweislichkeit der ihm günstigen Tatbestandsmerkmale 
einer Norm.

kurz: 

Wer ein Recht für sich in Anspruch nimmt, muss es auch 
darlegen und beweisen können. 

*anders im Strafrecht: Unschuldsvermutung für den Angeklagten, „in dubio pro reo“.

Beweislastverteilung

 Ordnungsrechtlicher Eingriff bei erlaubter Tätigkeit:
Beweislast trägt Behörde.

Gesetzliche Ausprägungen:

 TA Lärm Nr. 6.9: Messabschlag von 3 db(A) bei 
Überwachungsmessungen

 TA Luft Nr. 5.3.2.4: Messunsicherheiten zugunsten 
des Betreibers bei nachträglichen Anordnungen

 „Toleranz“ bei Geschwindigkeitsmessungen im 
Straßenverkehr



Beweislastverteilung

 Bei Verbot mit Erlaubnisvorbehalt/Inanspruchnahme 
einer gesetzlichen Ausnahme:
Beweislast trägt grds. Antragsteller (Aufschlag für 
Messunsicherheit).

 Ausnahme: anderweitige Regelung, 
TA Luft Nummer 5.3.2.4 neu, s.o. 

Zivilrechtliche Toleranzregelungen 

 Toleranz bezieht sich auf die zulässige 
Gesamtabweichung eines Objekts von einer festgelegten 
Eigenschaft (vorgegebener Sollwert).

 Bei der Untersuchung auf Abnahmefähigkeit des Objekts 
kann Messunsicherheiten durch die Festlegung von 
Toleranzgrenzen Rechnung getragen werden.

 Die Konformitätswahrscheinlichkeit hat Auswirkungen 
auf die Verteilung von Produzenten- und 
Konsumentenrisiko.



Fazit:

 Werte konkretisieren bei unbestimmten Rechtsbegriffen 
die Tatbestandsvoraussetzungen, sie sind aber auch 
selbst Ergebnis eines komplexen 
Entscheidungsprozesses.

 Messunsicherheiten finden häufig bereits 
Berücksichtigung in den Rechtsvorschriften.

 Messunsicherheiten sind kein Grund für Angst oder 
Scham! – Sie sind aber anzugeben für eine rechtssichere 
Bewertung des Messergebnisses. 

silvia.strecker@mulnv.nrw.de


